
 
 
 
 
 
 
 

Bremerhaven, 29.11.2010 
 
 
 

„Arschloch, Wichser, Bullenhure, 
Nazischweine … na und?!“ 
 
Gewalt gegen Polizeibeamte hat in den vergangenen 
Jahren drastisch zugenommen!  
 
So oder so ähnlich klangen die Schlagzeilen in den Medien, vor 
nicht allzu langer Zeit. Um diesem Phänomen näher auf den 
Grund zu gehen, wurde eigens eine Studie durch das KFN-Institut 
durchgeführt. Die Veröffentlichung der Ergebnisse steht noch aus.  
 

Die Frage, die sich dennoch stellt, 
ist: Wo fängt Gewalt gegen 
Polizeibeamte an und wie steht 
die Justiz dazu? Wie sieht es 
eigentlich damit aus, wenn wir uns 
als Repräsentanten des Staats 
auf der Straße als „Arschloch, 
Wichser, Bullenhure, Nazi-
schweine“ betiteln lassen müssen. 

Handelt es sich dabei nicht auch schon um Übergriffe gegen die 
Staatsgewalt, wenn auch im kleinen Rahmen?  
 
Sicher gibt es kaum jemanden von uns, der sich durch diese oder 
ähnliche Worte zutiefst in seiner Ehre gekränkt fühlt. Die Frage 
bleibt dennoch bestehen, müssen wir uns das gefallen lassen? 
 
Von uns wird erwartet, dass wir tagtäglich professionell agieren 
und jeder Zeit einen kühlen Kopf bewahren. Da dürfen uns doch 
solche Äußerungen nicht aus dem Konzept bringen?!  
 
Entschließen wir uns dennoch ausnahmsweise mal eine Anzeige 
wegen Beleidigung zu erstatten, weil der Beschuldigte übertrieben 
hat und eine ganze Menschenmenge um ihn herumsteht und sich 
über die Situation lustig macht, brauchen wir noch lange nicht 
damit zu rechnen, dass er für derartige Äußerungen auch verurteilt 
wird. 
 



Von der Staatsanwaltschaft fliegen regelmäßig die Einstellungsbe-
scheide herein, mit der Begründung, dass der Beschuldigte seinen 
Fehler einsieht oder er über seine unrechtmäßigen Äußerungen 
belehrt wurde.  
 
Landet eine Beleidigungsanzeige dann doch einmal vor Gericht, 
kann es durchaus sein, dass wir uns die Frage gefallen lassen 
müssen, ob derartige Äußerungen nicht zum beruflichen Alltag 
gehören und Polizeibeamte eine gewisse Toleranz dafür 
aufbringen sollten. 
 
Eine Verurteilung wegen Beleidigung gegen Polizeibeamte scheint 
tatsächlich Seltenheitswert zu haben. Kommt es dennoch dazu, 
handelt es sich dabei lediglich um einen Tropfen auf einem heißen 
Stein, denn im Fach liegt womöglich schon der nächste 
Einstellungsbescheid der Staatsanwaltschaft. 
 
Wenn noch nicht einmal die Justiz ein Problem darin sieht, wenn 
Polizeibeamte auf offener Straße beschimpft und beleidigt werden, 
wieso sollte dann unser Klientel damit aufhören? Durch die 
Einstellung solcher Verfahren, werden sie in ihrem Verhalten doch 
nur noch bestärkt! 
 
Die strafrechtliche Verfolgung einer Beleidigung stellt sicher nur 
eine Kehrseite Möglichkeit dar. Viel zu selten eröffnen wir gegen 
den Beschuldigten ein zivilrechtliches Verfahren. Der Ausgang 
eines solchen  Verfahrens ist jedoch unabhängig von dem straf-
rechtlichen Ausgang. Und wenn es ans eigene Geld geht, tut es 
am meisten weh, das ist doch klar! 
 
Auch wenn eine Anzeige wegen Beleidigung häufig sinnlos er-
scheint, können wir Euch dennoch nur ermuntern sie trotzdem zu 
schreiben und auch den Zivilklageweg zu beschreiten, denn 
 
sicher müssen wir in vielerlei Hinsicht ein „dickes Fell“ 
haben, aber gefallen lassen müssen wir uns längst nicht 
alles!!! 
 
Und wer weiß, vielleicht erfolgt auch bei der Justiz, im Rahmen 
der Diskussion um die Gewalt gegen Polizeibeamte, ein Um-
denken bei der Verfolgung von Beleidigungsanzeigen. 
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